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Was der Dieselskandal Sie (und mich) angeht
Der Dieselgipfel diese Woche war 
der Gipfel des Dieselskandals. 
Nicht, weil so viel dabei herausge-
schaut hat, sondern weil es so we-
nig war. Ein neuer Gipfel der Dreis-
tigkeit. Das geht uns alle an. Nicht 
nur der schlechten Luft wegen, 
welche die Autoindustrie weiterhin 
verbreitet, sondern vor allem der 
Gründe wegen, warum sie das darf: 
Die Autoindustrie ist in Deutschland 
zu wichtig. Sie geniesst politischen 
Heimatschutz und der fällt ihr jetzt 
auf den Kopf. Und bei uns? In der 
Schweiz sind Autoindustrie und Po-
litik gottlob nicht so stark verzahnt 
wie in Deutschland. Aber andere 
Branchen sind es. 

Diesel stinkt. Vielleicht in Deutsch-
land bald ein kleines bisschen weniger, 
aber immer noch heftig. Die deutsche 
Regierung hat sich nicht getraut, der 
deutschen Autoindustrie die Daumen-
schrauben anzulegen. Dies, obwohl die 
Industrie Staat und Bürger jahrelang 
betrogen hat. Diesel-Autos vor allem 
von VW, aber auch von anderen Her-
stellern, haben in den vergangenen 
Jahren deutlich mehr giftiges Schwefel-
dioxids ausgestossen, als die Industrie 
behauptete.

Trotzdem passiert nicht viel. Der Gip-
fel des Skandals war der Diesel-Gipfel 
diese Woche. Denn der Gipfel hat fast 
nichts gebracht. Die Chefs von Volks-
wagen, Porsche, Audi, Mercedes, BMW 
sowie Opel und Ford in Deutschland 
trafen sich mit Verkehrsminister Al-
exander Dobrindt(CSU) und Umwelt-
ministerin Barbara Hendricks (SPD). 
Die Parteien einigten sich darauf, dass 
die Autohersteller Diesel-Fahrzeuge 
mit einer Software-Aktualisierung 
sauberer machen. Es geht dabei um 
fünf Millionen Autos der Euro-5- und 
Euro-6-Norm.1

Politik mit massiven 
Beisshemmungen
Das ist ein Witz. In den fünf Millionen 
Fahrzeugen sind 2,5 Millionen Autos 
von VW eingerechnet, für die Abgas-
nachbesserungen schon lange ange-
ordnet wurden. Das Nachbessern der 
Software wird etwas bringen, aber nie 
die geforderte Senkung der Emissionen 
von 20 bis 30 Prozent. Nur ein Umbau 
der «Hardware» würde wirklich etwas 
bringen, also ein Einbau einer Abgas-
reinigung mit Harnstoffeinspritzung. 
Die Politik hat, so scheint es, die Auto-
industrie in Deutschland einmal mehr 
mit Samthandschuhen angefasst.

Der Spiegel bezeichnet denn auch Ver-
kehrsminister Dobrindt als Deutsch-
lands oberster Dieselfreund. Beobachter 
sind sich einig: Die Politik handelt 
zahnlos und planlos. Dabei sind die 
Samthandschuhe schon lange nicht 
mehr im Interesse der Industrie. Die 
hat nämlich inzwischen ein gröberes 
Vertrauensproblem. Die Zeitschrift 
«Auto Bild», nicht grade bekannt für 
kritischen Umgang mit der Branche, 
hat deshalb einen Sieben-Punkte-Plan 
vorgeschlagen.2 Der Plan ist hart und 
würde die Industrie viel Geld kos-
ten – aber er würd das Vertrauen der 
Konsumenten sichern. Wie kommt es, 
dass sogar eine Autozeitschrift in der 
Autopolitik mehr Biss hat als die Um-
weltministerin?

Zu wichtig, um reguliert zu werden
Das Problem ist: Die Automobilin-
dustrie ist für Deutschland wichtig. 
Zu wichtig. 2016 waren über 800‘000 
Personen in der Autoindustrie beschäf-
tigt.3 Arbeitsplätze aber sind in der 
Politik ein Totschlagargument. Das gilt 
besonders im Bundesland Niedersach-
sen, wo das Land mit über 20 Prozent 
der Aktien an Volkswagen beteiligt 
ist. Niedersachsens Ministerpräsident 
Stephan Weil und Wirtschaftsminister 

Olaf Lies (beide SPD) sitzen sogar im 
Aufsichtsrat von Volkswagen. Keine 
gute Ausgangslage für eine harte Au-
to-Politik.4

Sogar für die Grünen steht das deut-
sche Auto über allem – wenigstens für 
Grüne wie Baden-Württembergs Mi-
nisterpräsident Winfried Kretschmann. 
In seinem Bundesland produzieren 
Daimler und Porsche. Jeder fünfte Ar-
beitsplatz hängt von der Autoindustrie 
ab. Für die regierenden Grünen ist das 
wichtiger als die Umwelt. Deshalb kam 
es vergangene Woche vor Gericht zu 
einem seltsamen Treffen: Die deutsche 
Umwelthilfe setzte gegen die grün ge-
führte Landesregierung durch, dass in 
Stuttgart künftig Fahrverbote erlassen 
werden, wenn die Luft schlecht ist.5 

Heimatschutz ist auf Dauer 
schädlich
Die Autoindustrie also ist in Deutsch-
land so wichtig, dass sich die Politik 
ihr unterordnet. Das mag kurzfristig 
für die Autobauer interessant sein, 
langfristig ist der Generalschutz nicht 
bekömmlich. Für VW, Porsche, Audi, 
Mercedes oder BMW wäre es besser 
gewesen, wenn schon länger härter 
kontrolliert worden wäre. Politischer 
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Druck kann auch für Innovation 
sorgen. Der Heimatschutz hat dafür 
gesorgt, dass die deutschen Autobauer 
träge wurden und mit grosser Verspä-
tung ins Rennen um das E-Auto gestie-
gen sind.

Was heisst das für uns? Für die 
Schweiz? Für Sie und mich? Ich meine 
nicht die dreckige Luft, die Autos pro-
duzieren. Es sollte selbstverständlich 
sein, dass die Autobauer und Auto-
verkäufer zur Verantwortung gezogen 
werden. In unserer Bundesverfassung 
steht (Artikel 74): Der Bund erlässt Vor-
schriften über den Schutz des Menschen 
und seiner natürlichen Umwelt vor 
schädlichen oder lästigen Einwirkungen. 
Er sorgt dafür, dass solche Einwirkun-
gen vermieden werden. Die Kosten der 
Vermeidung und Beseitigung tragen die 
Verursacher. Es ist mir ein Rätsel, war-
um als schädlicher Autofeind bezeich-
net wird, wer das einfordert.

Unsere Autos sind die Medikamente
Nein, ich meine das grundsätzliche 
Problem, das Deutschland mit seiner 
Autoindustrie hat. Mit einer Industrie, 
die so mächtig ist, dass die Politik sich 
nach ihr richtet. Auch in der Schweiz 
gibt es solche Branchen. Industrien, die 
mit Argumenten wie Steuereinnahmen 
und Arbeitsplätze alle anderen Ar-
gumente wegfegen können. Beispiele 

sind die Pharmaindustrie in Basel. Die 
Banken in Zürich. Die Uhrenindustrie 
im Jura. Die Anwälte in Zug. Die Roh-
stoffbranche in Genf. Diese Industrien 
stehen unter Heimatschutz.

Der Dieselskandal lehrt uns, dass wir 
diesen Branchen einen Bärendienst 
erweisen, wenn wir sie unter bedin-
gungslosen Schutz stellen. Denken Sie 
daran, wenn Ihnen das nächste Mal 
ein Politiker (oder ein Manager) mit 
dem Totschlagargument Arbeitsplätze 
kommt. Oder mit den Steuereinnah-
men. Die besten Politiker (und die 
besten Manager) konnten nicht ver-
hindern, dass die meisten Kutscher 
Anfang des 20 Jahrhunderts ihren 
Job verloren. Oder die Telegraphen-
beamten. Oder die Heizer auf den 
Lokomotiven. Die mächtige Eisenbah-
nergewerkschaft in England setzte einst 
durch, dass auch auf E-Loks ein Heizer 
mitfahren musste. Verhindern konnte 
sie die E-Lok nicht. Bloss aufhalten 
– zum Schaden aller.

Ein Schweizer war beteiligt
Erinnern Sie sich übrigens noch, wer 
den Abgasskandal aufgedeckt hat? 
Nein, das waren keine deutschen 
Wissenschaftler und auch nicht der 
deutsche TÜV. Das war 2016 eine For-
schungsgruppe der amerikanischen 
West Virginia University.  Beteiligt war 

übrigens auch ein Schweizer: Dr. Marc 
Ciryll Besch, der ursprünglich an der 
Universität Bern studierte und dann 
an der West Virginia University seinen 
Doktor in Mechanical Engeneering 
machte. Zusammen mit seinem Team 
hat er mit bescheidenem Budget (aber 
viel Enthusiasmus) die Lawine ausge-
löst, unter der die mächtige, deutsche 
Autoindustrie jetzt begraben wird.

Also, liebe Schweizer Politiker (und 
Medien) – statt immer nur nach Stutt-
gart und Wolfsburg zu schielen und 
um Arbeitsplätze (und Inserateum-
sätze) zu fürchten, schaut doch mal 
nach Morgantown, West Virginia, und 
berichtet etwas weniger über Dieter 
Zetsche und Matthias Müller und et-
was mehr über Menschen wie Marc 
Besch. Langfristig ist das für uns alle 
gesünder.

Basel, 4. August 2017, Matthias 
Zehnder; mz@matthiaszehnder.ch
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